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Viele unserer Leser haben auf die 
öffentliche Bekanntgabe der Kandi-
datur von EU-NEIN bei der Europa-
wahl vom 26.5.2019 am 17. Jänner 
dieses Jahres sehr positiv reagiert. 
Jetzt kommt es darauf an, daß dieses 
Wahlbündnis von „Initiative Hei-
mat & Umwelt“ IHU und „Neutra-
les Freies Österreich“ NFÖ auch tat-
sächlich auf den Stimmzettel kommt 
und damit wählbar ist. 

Ab der letzten Februarwoche kann 
die beigelegte Unterstützungser-
klärung in Ihrem Hauptwohnsitz-
Gemeindeamt bzw. in einem Stadt-
magistrat (meist in jedem Bezirksamt 
oder im jeweiligen Rathaus oder 
„Amtshaus“) zu den Parteienver-
kehrszeiten vor dem Beamten un-
terschrieben und umgehend danach 
an uns geschickt werden. Nur wenn 
wir bei der Einreichung unseres of-
fiziellen „Wahlvorschlags“, der Kan-
didatenliste, spätestes am 12. April 
mindestens 2.600 gültige, d.h. be-
hördlich bestätigte Unterstützungser-
klärungen beilegen können, kommt 
das Wahlbündnis „EU-NEIN“ auf den 
Stimmzettel. Vor dem Stichtag, dem 
12. März, bestätigen die Behörden 
den oberen Teil der Unterstützungs-
erklärung (die Identität des Unter-
schreibers), den unteren Teil kön-
nen dann wir am Postweg für Sie 
einholen. Ab dem 12. März werden 
oberer und unterer Teil (Bestätigung 
der Wahlberechtigung) in einem von 
den Behörden bestätigt. 

Die Etablierten brauchen keine Un-
terstützungs-Unterschriften von Bür-
gern vorlegen: Wer über drei Nati-
onalratsmandate verfügt - also alle 
dzt. im österr. Parlament vertretenen  

Ab sofort bis spätestens 5. April
Unterstützungs-Erklärungen in den Gemeindeämtern unterschreiben:

Damit EU-NEIN auf den Stimmzettel kommt!
Parteien - oder einen (!) Abgeordne-
ten im Europaparlament, steht „auto-
matisch“ auf dem Stimmzettel für die 
Wahl vom 26. Mai. Sie alle befür-
worten Österreichs EU-Mitgliedschaft 
und wollen daran nicht rütteln trotz 
gelegentlich geäußerter, allerdings 
nur Schein-Kritik an dieser. Die tat-
sächlichen Beschlüsse schauen im-
mer wieder anders aus!

Das zeigte sich deutlich beim CE-
TA-Abkommen, das ja einen Frei-
handels-Vertrag der EU mit Kana-
da darstellt, wie auch allen anderen 
EU-Freihandelsabkommen mit an-
deren Kontinenten wie dem mit Ja-
pan, mit Singapur, mit Südamerika 
etc., bei denen Österreich nun mit-
hilfe der ÖVP/FPÖ-Regierung „mit-
gehangen/mitgefangen“ ist, bei der 
tatsächlichen Umsetzung (trotz ver-
baler Kritik) aller Urteile des EuGH, 
des völlig undemokratischen EU-Ge-
richtshofs, bei der kritiklosen Beibe-
haltung der ruinösen Einheitswäh-
rung EURO, bei der Bezahlung der 
horrenden jährlichen Mitglieds-
beiträge an die EU usw.usf. Al-
lein durch den Wegfall dieser Netto-
zahler-Beiträge Österreichs (seit un-
serem Beitritt 1995 insgesamt 14,52 
Milliarden Euro) könnte mit Sicher-
heit die Wiedererrich-
tung von permanenten 
und realen, nicht nur 
verbalen Grenzschutz- 
und Kontrolleinrichtun-
gen an allen österr. 
Staatsgrenzen finan-
ziert werden! Dies wür-
de übrigens sowohl für 
die Bauwirtschaft viele 
Aufträge bedeuten als 

auch vielen Österreichern sinnvol-
le Arbeitsplätze in der Nähe ihrer 
Wohnorte ermöglichen.

Grenzschutz 
unabdingbar!

Nur damit wird man der explodie-
renden Kriminalität Herr werden, wie 
der jüngste Mord an einem Sozial-
amts-Leiter in Vorarlberg durch ei-
nen dringend tatverdächtigen, bereits 
„abgeschobenen“, mehrfach vorbe-
straften Asylwerber aus der Türkei 
auf traurige Weise beweist. Er kam 
eben ganz unbehelligt bei einem der 
völlig unkontrollierten österr. Grenz-
übergänge wieder herein. Der Wie-
deraufbau von auch personell ent-
spr. ausgestatteten Grenzstationen 
würde ein „Abfangen“ der Krimina-
lität vor der Erreichung österr. 
Staatsgebietes bewirken. Dies 
haben nicht zuletzt die EU-“Gipfeln“ 
u.a. internationalen „Großereignisse“ 
der letzten Jahre in Österreich ein-
drucksvoll gezeigt: Die Exekutive gab 
bekannt, daß dabei in beträchtlichem 
Umfang Kriminelle dingfest gemacht 
werden konnten, die ansonsten hier 
viel Unheil angerichtet hätten. War-
um werden solche Maßnahmen im-
mer wieder nur bei den großen Kon-
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Einem beträchtlichen Teil dieser 
WEGWARTE hat unser Versand-
team in zeitaufwendiger Arbeit 
eine DVD beigelegt, mit der Sie 
sich aus erster Hand und unmittel-
bar („live“) ein Bild machen kön-
nen von den näheren, inhalt-
lichen Argumenten für die 
Kandidatur von „EU-NEIN (EU-
Austritt, Einwanderungs-Stopp, 
Direkte Demokratie, Neutralität)“. 
Sie können damit die Start-Prä-
sentation unseres Wahlbündnisses 
am 17. Jänner durch eine Plakat-
aktion vor dem Haus der Europä-
ischen Union in Wien und die an-
schließende Pressekonferenz 
im „Presseclub Concordia“ miter-
leben. Bei dieser sprachen IHU-
Obfrau Inge Rauscher, NFÖ-Ob-
mann Dipl.-Ing. Rudolf Pomaroli, 
und Helmut Schramm als Listen-
dritter; Gerald Grüner moderierte. 
Da Sie diese DVD nicht bestellt 
haben, besteht dafür keinerlei 
Zahlungsverpflichtung. Wir bitten 
Sie aber um einen freiwilligen 
Kostenbeitrag für Produktion 
und Porto von € 9,80 - siehe bei-
liegenden Zahlschein - und dan-
ken im voraus dafür!

Zur mitgeschickten 
DVD

ferenzen der „Oberen“ finanziell und 
personell verwirklicht und nie für die 
Masse der eigenen Bürger, die die-
se in Wahrheit durch ihr Steuer- und 
Abgabenvolumen erst ermöglichen?!

Internationale Verträge 
taugen nicht als Ausrede!

Die Regierungspolitiker egal wel-
cher Couleur wollen uns dzt. über 
viele aus Steuergeldern bezahlte Ka-
näle weismachen, daß ihnen ange-
sichts internationaler „Verpflichtun-
gen“ die Hände gebunden wären. Sie 
verschweigen dabei allerdings, daß 
sie diese Verträge selbst mitbeschlos-
sen haben, auch die FPÖ! 

Österreich stimmt 
UNO-Flüchtlingspakt zu!

Im Herbst 2018 wurden wir Bür-
ger auf besonders bemerkenswerte 
Weise hintergangen. Durch Wochen 
hindurch waren alle Medien voll mit 
der von beiden Regierungspartei-
en groß hinausposaunten Nachricht 
über den Beschluß zur Stimment-
haltung beim UNO-Migrationspakt. 

Auch wir hatten diese Entscheidung 
in der November-WEGWARTE aus-
drücklich begrüßt. Was wir aber alle 
nicht ahnen konnten: Parallel zu den 
Verhandlungen rund um den UNO-
Migrationspakt haben die Regie-
rungsparteien gleichzeitig - aber 
ohne jegliche Information an die Öf-
fentlichkeit - den UNO-Flüchtlings-
pakt mitbeschlossen, der ganz ähn-
liche Bestimmungen enthält wie der 
UNO-Migrationspakt, von manchen 
sogar als noch weitreichender be-
zeichnet. Während der Begriff „Mi-
grant“ keine völkerrechtliche Ka-
tegorie darstellt, trifft dies auf den 
Begriff „Flüchtling“ hingegen sehr 
wohl zu. Auch in diesem 24-sei-
tigen Dokument ist sehr viel von 
den Rechten der Flüchtlinge 
die Rede und kaum etwas von den 
Rechten der Einheimischen. 
Am 31.10.2018 wurde von Kurz 
und Strache die Stimmenthaltung 
der Regierung beim Migrationspakt 
verkündet und nur wenige Tage spä-
ter, bei einer UNO-Ausschußsitzung 
am 13.11.2018, stellte die Regierung 
die Weichen für ihre Zustimmung 
zum Flüchtlingspakt. Dieser wird da-
her auch Österreich völkerrechtlich 
binden. Nur die USA und Ungarn 
stimmten diesem ausdrücklich nicht 
zu. Der volle Text ist im Internet ab-
rufbar unter https://bit.ly/2DJMLPz

Die Ablehnung Ungarns be-
gründete Außenminister Szijarto in 
einer im „Hungary Journal“ wie-
dergegebenen Pressekonferenz wie 
folgt: „Der UNO-Flüchtlingspakt 
ist gefährlich und könnte noch 
mehr Migration auslösen. Und 
zwar indem ‚illegale Migranten‘ ver-
suchen könnten, sich als ‚Flüchtlinge‘ 
zu deklarieren. Beim Flüchtlingspakt 
geht es darum, durch eine Hintertür 
alle hereinzubringen, die man durch 
die Haupttür des Migrationspaktes 
nicht hereinbringen kann.“ Laut Szi-
jarto gäbe es ernstzunehmende in-
ternationale Bestrebungen, illegale 
Migranten nach Europa und Nord-
amerika zu bringen, deshalb wür-
den auch die USA beide Pakte ab-
lehnen. Das zentrale Schlüsselwort 
(„buzz word“) im Flüchtlingspakt sei 
die Formulierung der „geteilten 
Verpflichtungen“ („shared bur-
dens“). Demnach verlangt der Flücht-
lingspakt von den Annehmer- (=Zu-
stimmungs-)Staaten, Flüchtlingen zu 
erlauben, frei und völlig unkontrol-
liert innerhalb jedes Landes herum-
reisen zu können, bei gleichzeitiger 

Verpflichtung zum Zurückfahren 
von Anhaltungen und Inhaf-
tierungen. Damit würde illegalen 
Grenzübertritten Vorschub geleistet. 
Aufgrund konservativer Schätzun-
gen würden sich 30 bis 35 Millio-
nen Menschen in unmittelbarer Nähe 
Europas unter Bedingungen befin-
den, die sie zu einem jederzeitigen 
Aufbruch in Richtung der EU ver-
anlassen könnten! Die beiden UNO-
Pakte würden dies begünstigen, so 
der ungarische Außenminister.

Der UNO-Flüchtlingspakt wurde im 
Rahmen der UNO-Generalversamm-
lung in New York am 17. Dezember 
verabschiedet, der Migrationspakt am 
19. Dezember. Die österreichische 
Regierung fährt also „zweigleiseig“, 
unterstützt von den Medien, die die 
Stimmenthaltung beim Migrations-
pakt ganz groß brachten, die Zustim-
mung zum Flüchtlingspakt jedoch nur 
ganz klein und verharmlosend. 

Zustimmung zur 
EU-Afrika-Deklaration

Noch mehr geheimgehalten wurde 
die Regierungszustimmung zur so-
genannten „Politischen Deklaration 
von Marrakesch“, einem ebenfalls 
weitreichenden Migrations-
abkommen zwischen 26 afrikani-
schen Staaten und 27 EU-Mitglied-
staaten - allen außer Ungarn. Die-
ses 8-seitige Dokument wurde am 
2. Mai 2018 von einer Vertreterin 
der Außenministerin (Kneissl) offiziell 
unterzeichnet und ist seither in Kraft. 
In so gut wie  keiner Zeitung wurde 
darüber auch nur ein Wort berichtet 
- bis heute nicht. Und weder Kurz 
noch Strache haben es der Mühe 
wert befunden, die österreichischen 
Bürger darüber auch nur mit einem 
Wort zu informieren, geschweige 
denn eine öffentliche Diskussion da-
rüber zu ermöglichen. Erst Monate 
nach der Unterzeichnung tauchte der 
Wortlaut dieses Abkommens ohne 
jeden Kommentar im Internet auf - 
siehe https://bit.ly/2FSDXt8

Genau aus diesen - und vielen an-
deren Gründen - ist es unbedingt 
notwendig, daß unabhängige Bürger, 
die nicht in das Machtgeflecht einge-
bunden sind, ins Europaparlament 
einziehen, um solche Informationen 
an die Bürger weiterzugeben, damit 
rechtzeitig entspr. Widerstand auf-
gebaut werden kann. Bei einem Aus-
tritt aus der EU müßte Österreich üb-
rigens auch keine Mitgliedsbeiträge 
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Zu diesem Thema spricht Inge Rau-
scher, Spitzenkandidatin der Liste 
EU-NEIN, auf Einladung der NFÖ 
bei deren Bundesversammlung am

Samstag 9. März
um 14.30h
in Salzburg 

im Gasthof „Hartlwirt“, 
Lieferinger Hauptstr. 120

Danach gibt es Gelegenheit zur 
Diskussion und zu Informations- 
und Arbeitsgesprächen betreffend 
der Kandidatur des Wahlbündnisses 
EU-NEIN. Interessierte Gäste sind 
herzlich willkommen.

Ja zu Europa 
- Nein zur EU

Leider müssen wir die traurige Nachricht über-
bringen, daß der versierte Umwelt- und Wirtschafts-
journalist am 29. Dezember 2018 im Alter von 
nicht einmal 48 Jahren nach schwerer Krankheit 
von uns gegangen ist. 

Er war einer der wenigen Journalisten, der auch 
über unabhängige Initiativen und Experten berichte-
te und auch kontroversielle Themen nicht scheute. 
Als entschiedener Gegner der Gentechnik verfaß-
te er mehrere Fachbücher vor allem zu Landwirt-
schaftsfragen und auch zwei Broschüren zum The-
ma EU-Austritt. Seine Artikel waren immer sorg-
fältig recherchiert und sehr mutig. 

Wir trauern um Mag. Klaus Faißner

mehr an EURATOM einzahlen, dem 
Atomförderungsvertrag der EU, und 
auch die Freihandelsverträge CETA 
usw. würden für Österreich nicht 
mehr gelten. 

Wie kann die Kandidatur
finanziert werden?

Der Einzug unabhängiger Bürger 
ins Europaparlament kann nur ge-
lingen, wenn möglichst viele un-
serer z.T. langjährigen Leser und 
Mitstreiter diesen für uns sehr ar-
beitsintensiven Weg auch finanziell 
mittragen. Nur wenn die rund 6,4 
Millionen Wahlberechtigten über-
haupt erfahren, daß EU-NEIN ge-
wählt werden kann, haben wir eine 
Chance. D.h. es braucht viele viele 
Informationsblätter, die sowohl ver-
teilt als auch finanziert werden müs-
sen, WEGWARTE-Großauflagen und 
zahlreiche andere Verbreitungsakti-
onen, die natürlich auch Geld kos-
ten werden. Wir danken allen, die 
schon bei der Jänner-Ausgabe dafür 
einiges beigetragen haben und hof-
fen auf weitere Sonderspenden aus 
diesem akuten Anlaß. Wir arbeiten 
seit über 30 Jahren ausschließlich 
ehrenamtlich, erhalten keinerlei öf-
fentliche Finanzierung und betreiben 
die WEGWARTE ganz bewußt ohne 
kommerzielle Inserate. 

Aktivitäten zum mitmachen
- gerade jetzt!

Für das Zustandekommen der EU-
NEIN-Kandidatur werden wir in den 
nächsten Wochen und Monaten vie-
le Info-Stand-Kundgebungen 
zunächst vor den Unterschriftenäm-
tern, später auf den großen Haupt-
plätzen in Österreich durchführen. 

Dabei wollen wir auch unsere lau-
fende Aktion für die Einführung 
der direkten Demokratie nach 
Schweizer Muster auch in 
Österreich als längerfristiges Ziel  
fortsetzen. Je mehr örtliche Helfer 
- und sei es auch nur stundenweise 
- sich an diesen Info-Ständen beteili-
gen, desto mehr können wir gemein-
sam bewirken. Die Termine können 
im Winter witterungsbedingt nicht 
sehr lange vorher angekündigt wer-
den, entnehmen Sie diese bitte un-
serer Webseite www.eu-nein.at; 
sie starten ab 28. Februar.

Wir unterstützen auch die von 25. 
März bis 1. April in allen Gemeinde-
ämtern zur Unterschrift aufliegenden 
Volksbegehren „Für verpflich-
tende Volksabstimmungen“ 
und „Für eine CETA-Volksab-
stimmung“. Das Zustandekom-
men von Volksbegehren wurde ja 
ab 1. Jänner 2018 (noch unter der 
„alten“ Regierung beschlossen) ge-
genüber früher wesentlich erleichtert, 
u.a. durch die Unterstützungsmög-
lichkeit per „Mausklick“ im Inter-
net. Die genannten Volksbegehren 
wurden von Mag. Robert Marschall 
unter dem Namen „Wir für Öster-
reich“ initiiert, der auch Obmann 
der vorwiegend im Internet operie-
renden „EU-Austrittspartei“ ist. Eine 
Einladung von NFÖ und IHU zu ei-
nem gemeinsamen 3-er-Bündnis bei 
der kommenden Europawahl lehnte 
er ab und war auch zu keinem Ge-
spräch darüber bereit, da er mit sei-
ner Partei allein kandidieren möchte.

Ein Wort zum Brexit

Wieder einmal beweisen die führen-
den Politiker in der EU (und jetzt auch 

Als Chefredakteur des Mo-
natsmagazins „alles roger“, 
seiner letzten Funktion, war 
er teilweise massiven Anfein-
dungen von außen ausge-
setzt. Wie unberechtig diese 
waren, wußte jeder, der ihn 
näher kannte. Sie haben ihn 
sicher sehr getroffen und es kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß sein viel zu früher Krankheitstod dadurch 
mitausgelöst wurde. 

Wir verlieren mit ihm einen besonders wertvollen, 
liebenswürdigen und bescheidenen Menschen; unser 
Mitgefühl gilt seiner Familie.

in Großbritannien), daß sie ein Re-
ferendumsergebnis zunichte machen 
(wollen). Derzeit deutet alles darauf 
hin, daß ein echter EU-Austritt - wie 
von der Mehrheit der Bevölkerung ge-
wünscht - nicht vollzogen, sondern 
völlig verwässert wird und den Na-
men Brexit nicht mehr verdient. 

Das Herzstück der EU, der Binnen-
markt und die Zollunion, soll nämlich 
bleiben. Da Großbritannien wesent-
lich mehr Waren aus der EU impor-
tiert als es dorthin exportiert, hat die 
EU durch den Brexit mehr Nachtei-
le zu befürchten als die Briten. Des-
halb „muß“ er von EU-hörigen Me-
dien und Politikern dämonisiert wer-
den. Lassen wir uns dadurch nicht 
täuschen!
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Einladung zum öffentlichen
Vortrags- und Diskussionsabend

Energie für (e)Mobilität
 - sind Elektroautos 

Kohleautos?

Auswirkungen der 
neuen Stromzähler

/Smart Meter

Eintritt: 
freie Spende

Mittwoch, 13. März 
um 19 Uhr 

in WIEN 
im 21. Bezirk/Floridsdorf

im Restaurant Leopoldauerhof, 
Leopoldauerstr. 151

mit Autobus 29A ab Floridsdorf U6-Station
bis Haltestelle Edelsteingasse (5 Stationen)

Es spricht:

Ing. Gerhard Zila
Hintergrundinformationen zum Energiever-
brauch, Energiebereitstellung, Ressourcenver-
brauch, Emissionen, Zukunftsszenarien und Pro-
fiteure rund um die (e)Mobilität. „Wie ändert sich 
der Kraftwerkseinsatz, wenn ich ein Elektroauto 
kaufe und lade?“

Moderation: Inge RAUSCHER, Obfrau der IHU
Imbißmöglichkeit vor Vortragsbeginn

Montag, 18. März 
um 19 Uhr 

in ANSFELDEN bei Linz 

im Gasthof „Strauß“, 
Traunuferstr. 21

Es spricht:

Fritz Loindl
Elektronik- & Elektro-Maschinenbau-Meister 

vom STOP-Smartmeter Netzwerk 
www.stop-smartmeter.at

Überwachung, Elektrosmog und gesundheitliche 
Probleme, Fernabschaltung von Strom (Hacker-
angriffe, Blackout), technische Probleme, Falsch-
messungen, enorme Kosten, ökonomischer und 
ökologischer Wahnsinn, Manipulationsmöglich-
keit und Zugriff von außen, Ablehnungsmög-
lichkeiten und die Gesetzeslage, Alternativen, 
Wahlfreiheit und Selbstbestimmung


